
 

  
 

 

 
 
 
 
An meine 
Mandanten 

 
Nürtingen, den 2. April 2012 

 
 
 

Mandantenbrief April 2012 
 

 
Sehr geehrte Mandanten, 

 
anbei erhalten Sie meinen aktuellen Mandantenbrief. Auf folgende interessante Themen möch-
te ich insbesondere hinweisen: 

 
Einkommensteuer 

· Der Abzug von Bewirtungskosten als Betriebsausgaben ist nur bei Angabe des konkreten 
Anlasses der Bewirtung möglich 

· Die mögliche Pauschalierung der Einkommensteuer bei Sachzuwendungen an Geschäfts-
kunden ist auch bei Geschenken im Wert zwischen 10 EUR und 35 EUR vorzunehmen 

· Ehegattensplitting auch für gleichgeschlechtliche Paare? 

· Keine Aufteilung der Aufwendungen für ein auch privat genutztes häusliches Arbeitszim-
mer 

Lohn und Gehalt 

· Stellenanzeige „Geschäftsführer gesucht“ als geschlechtsbezogene Benachteiligung 
 
Mit freundlichem Grüßen 

 
 



 
Fälligkeitstermine Steuern/Sozialversicherung April und Mai 2012 

S T E U E R A R T F Ä L L I G K E I T 
Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag 10.4.20121 10.5.20122 
Umsatzsteuer 10.4.20123 10.5.20124 
Ende der Schonfrist   Überwei-
sung5 
obiger Steuerarten 
bei Zahlung durch:   Scheck6 

13.4.2012 14.5.2012 

6.4.2012 7.5.2012 

Gewerbesteuer Entfällt 15.5.2012 
Grundsteuer Entfällt 15.5.2012 
Ende der Schonfrist   Überwei-
sung 
obiger Steuerarten 
bei Zahlung durch:   Scheck6 

Entfällt 
 

Entfällt 

18.5.2012 
 

11.5.2012 

Sozialversicherung7 26.4.2012 29.5.2012 
Kapitalertragsteuer, Solidaritätszuschlag Seit dem 1.1.2005 ist die Kapitalertrag-

steuer sowie der darauf entfallende Solida-
ritätszuschlag zeitgleich mit einer erfolgten 
Gewinnausschüttung an den Anteilseigner 
an das zuständige Finanzamt abzuführen. 

 
1 Für den abgelaufenen Monat; bei Vierteljahreszahlern für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
2 Für den abgelaufenen Monat. 
3  Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat; bei Vierteljahreszahlern (ohne Dauerfrist-

verlängerung) für das vorangegangene Kalendervierteljahr. 
4 Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat, bei Vierteljahreszahlern (mit Dauerfristver-

längerung) für das vorangegangene Kalendervierteljahr. 
5 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmeldungszeit-

raum folgenden Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder Feier-
tag, ist der nächste Werktag der Stichtag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge 
erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der 
Fälligkeit erfolgt. 

6 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als 
erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

7 Die Fälligkeitsregelungen der Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich auf den drittletzten Bankarbeitstag des laufenden 
Monats vorgezogen worden. Um Säumniszuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Kran-
kenkassen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese müssen dann bis spätestens zwei Arbeitstage 
vor Fälligkeit (d. h. am 24.4./24.5.2012) an die jeweilige Einzugsstelle übermittelt werden. Wird die Lohnbuchführung durch 
extern Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa 10 Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten 
übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt. 

 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 
 

Allgemein 
Gesetz soll Kunden beim Kauf im Internet schützen 
Deutscher Bundestag, Pressemitteilung vom 02.03.2012 
Der Schutz der Verbraucher vor Kostenfallen im Internet wird verbessert. Mit breiter Mehrheit hat der 
Bundestag am Freitag, 2. März 2012, einem von der Bundesregierung vorgelegten Gesetzentwurf 
(17/7745) in der durch den Rechtsausschuss geänderten Fassung (17/8805) zugestimmt. Lediglich 
die Linksfraktion enthielt sich bei der Abstimmung. Kernpunkt der Neuregelung ist die Verpflichtung 
der Unternehmen, beim Online-Handel mit einem Bestellbutton unmissverständlich auf entstehende 
Kosten hinzuweisen. 
 

Einkommensteuer 
Beiträge zur Kranken- und Pflegeversicherung eines Kindes sind Sonderausgaben bei den 
Eltern 
Die von Eltern im Rahmen der Unterhaltspflicht getragenen eigenen Beiträge zur Kranken- und Pfle-
geversicherung eines steuerlich zu berücksichtigenden Kindes gelten als eigene Beiträge der Eltern. 
Die Beiträge können insgesamt nur einmal steuerlich geltend gemacht werden. Beantragen also die 
Eltern den Abzug der Beiträge des Kindes in voller Höhe als Sonderausgaben, scheidet ein Sonder-
ausgabenabzug dieser Beiträge beim Kind aus. Der Abzug der Beiträge darf aber nach nachvollzieh-
baren Kriterien zwischen Eltern und Kind aufgeteilt werden. 
Unerheblich ist, ob die Eltern tatsächlich die Beiträge bezahlt haben. Es reicht, wenn die Unterhalts-
pflicht der Eltern durch Sachleistungen (Unterhalt, Verpflegung) erfüllt wurde. Die eigenen Einkünfte 
des Kindes kürzen nicht den Sonderausgabenabzug. 

Der Abzug von Bewirtungskosten als Betriebsausgaben ist nur bei Angabe des konkreten An-
lasses der Bewirtung möglich 
Aufwendungen für die Bewirtung von Personen aus geschäftlichem Anlass dürfen den Gewinn nur in 
Höhe von 70 % der nach allgemeiner Verkehrsauffassung als angemessen anzusehenden Aufwen-
dungen mindern. Zum Nachweis der Höhe und der betrieblichen Veranlassung der Aufwendungen 
sind schriftlich Ort, Tag, Teilnehmer und Anlass der Bewirtung sowie die Höhe der Aufwendungen 
anzugeben. Hat die Bewirtung in einer Gaststätte stattgefunden, genügen Angaben zu dem Anlass 
und den Teilnehmern der Bewirtung; die Rechnung über die Bewirtung ist beizufügen. 
Das Finanzgericht Berlin-Brandenburg fordert Belege, auf denen der konkrete Anlass der Bewirtung 
genau bezeichnet ist. Es genügt nicht, lediglich die Namen und die Funktion der bewirteten Personen 
aufzuführen. 
Hinweis: Nicht ausreichend ist ferner ein Vermerk wie Geschäftsfreundebewirtung, Kundenbewirtung, 
Arbeitsessen oder ähnliches. Der Vermerk sollte stichwortartig den konkreten betrieblichen Anlass 
erkennen lassen. 

Die mögliche Pauschalierung der Einkommensteuer bei Sachzuwendungen an Geschäftskun-
den ist auch bei Geschenken im Wert zwischen 10 EUR und 35 EUR vorzunehmen 
Zur Pflege der geschäftlichen Beziehungen erhalten Geschäftspartner oder Kunden häufig Sachzu-
wendungen (Geschenke, Einladungen). Sachzuwendungen, die im Rahmen einer der Einkunftsarten 
des Einkommensteuergesetzes zufließen, sind beim Empfänger der Zuwendung grundsätzlich als 
steuerpflichtige Betriebseinnahmen zu erfassen. Die Versteuerung dieser Zuwendungen scheitert 
meist daran, dass der Empfänger keine Kenntnis über den Wert der Sachzuwendung hat. 
Das Einkommensteuergesetz ermöglicht deshalb unter bestimmten Voraussetzungen dem Zuwen-
denden die Übernahme der auf die Sachzuwendungen entfallenden Steuern. Die pauschal mit 30 % 
besteuerten Sachzuwendungen bleiben dann bei der Ermittlung der Einkünfte des Empfängers außer 
Ansatz. Das Wahlrecht zur Pauschalierung der Steuer bei Sachzuwendungen kann grundsätzlich nur 
einheitlich ausgeübt werden, d. h., alle Sachzuwendungen an Geschäftsfreunde und Geschäftskun-
den innerhalb eines Wirtschaftsjahres sind pauschal zu besteuern. Die pauschal ermittelte Steuer ist 
als Lohnsteuer mit der Lohnsteueranmeldung des Zuwendenden anzumelden. Der Zuwendende muss 
den Empfänger der Zuwendung von der Steuerübernahme unterrichten. 
Das Finanzgericht Hamburg hat entschieden, dass Sachzuwendungen an Geschäftsfreunde auch 
dann pauschal zu besteuern sind, wenn der Wert der Zuwendung nur zwischen 10 EUR und 35 EUR 
beträgt, sofern der Zuwendende das Wahlrecht der Pauschalisierung in Anspruch nimmt. 
Der Bundesfinanzhof muss abschließend entscheiden. 



 
 

Steuerpflicht von Erstattungszinsen 
Bis einschließlich 1998 konnten die an das Finanzamt gezahlten Nachzahlungszinsen als Sonderaus-
gaben abgezogen werden. Diese Möglichkeit ist mit Wirkung ab 1999 entfallen. Geblieben ist aller-
dings die Regelung, dass Erstattungszinsen zu versteuern sind. 2010 hatte der Bundesfinanzhof seine 
Rechtsprechung dahin gehend geändert, dass Erstattungszinsen nicht zu versteuern sind, wenn die 
zu Grunde liegende Steuer nicht abziehbar ist. Da das Einkommensteuergesetz einen Abzug der Ein-
kommensteuer bei der Einkünfteermittlung verbietet, unterliegen die Zinsen auf Einkommensteuer-
erstattungen nicht der Einkommensteuer. 
Mit dem Jahressteuergesetz 2010 hatte der Gesetzgeber eine „klarstellende“ Regelung in das Gesetz 
aufgenommen, nach der sämtliche Zinsen auf Steuererstattungen auch rückwirkend der Einkommen-
steuer unterliegen. 
Wegen des Verstoßes gegen das Rückwirkungsverbot erhebt nun der Bundesfinanzhof verfassungs-
rechtliche Bedenken. Der Ausgang des Hauptsacheverfahrens bleibt abzuwarten. 
Hinweis: Gegen belastende Einkommensteuerbescheide sollte Einspruch eingelegt und Ruhen des 
Verfahrens beantragt werden. 
 

Ehegattensplitting auch für gleichgeschlechtliche Paare? 
Der Gesetzgeber hat eine zivilrechtliche Gleichstellung für gleichgeschlechtliche Lebenspartner durch 
das Lebenspartnerschaftsgesetz im Jahr 2001 bestimmt. Konsequenzen für das Einkommensteuer-
recht hat er nicht gezogen. Das Bundesverfassungsgericht hat zwischenzeitlich entschieden, dass 
eine Gleichstellung der eingetragenen Lebenspartnerschaft zu erfolgen habe. Diese Entscheidungen 
zum Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuerrecht werden wohl entscheidend sein für die Beurteilung 
der Anwendung des Splittingtarifes und der Zusammenveranlagung von eingetragenen Lebenspart-
nerschaften. 
Zu diesem Problem gibt es bereits einige Finanzgerichtsbeschlüsse im Rahmen einer beantragten 
Aussetzung der Vollziehung: Das Finanzgericht Köln hat entschieden, dass eingetragene Lebenspart-
nerschaften bis zu einer Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts bei der Lohn- und Einkom-
mensteuer vorläufig wie Ehegatten zu behandeln sind. Das Schleswig-Holsteinische Finanzgericht hat 
vor wenigen Monaten entschieden, dass eingetragene Lebenspartner vorläufig einen Anspruch auf 
Eintragung der Lohnsteuerklasse III haben. Das Niedersächsische Finanzgericht hat entschieden, 
dass der Ausschluss von Partnern einer eingetragenen Lebenspartnerschaft von der Anwendung der 
Regelungen über das Ehegattensplitting verfassungswidrig ist. 
Bundesverfassungsgericht und Bundesfinanzhof müssen abschließend entscheiden. 
Hinweis: Betroffene sollten die Zusammenveranlagung mit Anwendung des Splittingtarifs beantragen. 
Bei Nichtanwendung des Splittingtarifs im Steuerbescheid ist Einspruch einzulegen mit Hinweis auf 
die anhängigen Verfahren vor dem Bundesverfassungsgericht und dem Bundesfinanzhof. Wird eine 
beantragte Aussetzung der Vollziehung abgelehnt, sollte ebenfalls Einspruch eingelegt werden. 
 
Keine Aufteilung der Aufwendungen für ein auch privat genutztes häusliches Arbeitszimmer 
Sächsisches Finanzgericht, 2-K-1854/11, Urteil vom 11.01.2012 
Erledigt ein an mehreren Schulen auch als Fachberater tätiger Gymnasiallehrer, der nicht an jeder 
Schule über einen eigenen Arbeitsplatz verfügt, berufliche Tätigkeiten in einem Raum, der auch mit 
privaten Einrichtungsgegenständen ausgestattet ist, scheidet ein Abzug der Aufwendungen für ein 
häusliches Arbeitszimmer nach § 4 Abs. 5 S. 1 Nr. 6b S. 2 und 3 EStG i. d. F. des JStG 2010 in Höhe 
von 1.250 EUR auch nach der Aufgabe des sog. Aufteilungsverbots durch den Beschluss des Großen 
Senats vom 21.9.2009 GrS 1/06 aus (Anschluss an FG Baden-Württemberg v. 2.2.2011, 7 K 2005/08; 
entgegen FG Köln v. 19.5.2011, 10 K 4126/09). 
 

Umsatzsteuer 
Leistungsort für Anzahlungen auf grundstücksbezogene in- und ausländische Vermittlungs-
leistungen 
Ein Unternehmer vermittelte Hotelgutscheine für Hotelübernachtungen in in- und ausländischen Ho-
tels. Seine Einnahmen betrachtete er so lange als steuerfreie Anzahlung, wie Hotelbuchungen noch 
nicht vorgenommen waren. Dieser Auffassung ist der Bundesfinanzhof nicht gefolgt. 



 
Das von den Kunden bei Ausgabe der Hotelschecks bezahlte Entgelt an den Vermittler unterliegt als 
Anzahlung für eine Vermittlungsleistung im Inland der Umsatzsteuer. Führt die tatsächliche Vermitt-
lungsleistung später zu einer Hotelbuchung im Ausland, ist in dem entsprechenden Besteuerungszeit-
raum eine Berichtigung vorzunehmen. 
 

Lohn und Gehalt 
Stellenanzeige „Geschäftsführer gesucht“ als geschlechtsbezogene Benachteiligung 
Der Begriff „Geschäftsführer“ in einer Stellenausschreibung ist ohne Zusätze wie „m/w“ oder „/in“ kei-
ne geschlechtsneutrale, sondern eine männliche Berufsbezeichnung, die jedenfalls dann das Gebot 
zur geschlechtsneutralen Stellenausschreibung verletzt, wenn im weiteren Text nicht auch weibliche 
Bewerber angesprochen werden. Infolge dieser nicht geschlechtsneutralen Stellenausschreibung wird 
eine Benachteiligung wegen des Geschlechts vermutet. Das ausschreibende Unternehmen muss 
beweisen, dass das Geschlecht bei der Bewerberauswahl überhaupt keine Rolle gespielt hat. Der 
Nachweis ist nicht schon dadurch geführt, dass eine andere Bewerberin zu einem Vorstellungsge-
spräch eingeladen wurde. 
(Quelle: Urteil des Oberlandesgerichts Karlsruhe) 
 


